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ÜBERSICHT DER AKTIONÄRSRECHTE EINES AKTIONÄRS, INSBESONDERE AN DER 

GENERALVERSAMMLUNG DER AKTIENGESELLSCHAFT 

 

A. ÜBERSICHT DER AKTIONÄRSRECHTE 

Die Aktionärsrechte lassen sich in Mitwirkungs-, Ver-

mögens- sowie Informations- und Schutzrechte un-

terteilen.  

Zu den Mitwirkungsrechten zählen das Recht eine 

Generalversammlung einzuberufen, einen Verhand-

lungsgegenstand zu traktandieren und an der Gene-

ralversammlung teilzunehmen. Der Aktionär hat ein 

Stimmrecht bezüglich der Wahl des Verwaltungsra-

tes und der Revisionsstelle, der Abnahme des Ge-

schäftsberichtes und der Beschlussfassung über die 

Verwendung des Bilanzgewinnes. Die Mitwirkungs-

rechte hat der Aktionär hauptsächlich in der Gene-

ralversammlung auszuüben. Solange keine ausser-

gewöhnlichen Umstände vorliegen, welche die Ein-

berufung einer ausserordentlichen Generalver-

sammlung erforderlich machen, findet jährlich nur 

eine (ordentliche) Generalversammlung statt. Ver-

passt es der Aktionär anlässlich der ordentlichen Ge-

neralversammlung, seine Mitwirkungsrechte auszu-

üben, dann muss er in der Regel ein Jahr bis zur 

nächsten ordentlichen Generalversammlung warten 

(zum Recht auf Einberufung einer Generalversamm-

lung vgl. Ziff. B.1. nachstehend). 

Als Vermögensrechte stehen einem Aktionär das 

Recht auf einen verhältnismässigen Anteil am Bi-

lanzgewinn (Dividende) oder dem Liquidationserlös 

sowie auch das Recht auf Gewinnstrebigkeit der Ge-

sellschaft zu. 

Die Informations- und Schutzrechte berechtigen den 

Aktionär von der Gesellschaft entsprechende Infor-

mationen zu erhalten. Diese Rechte dienen der Vor-

bereitung der Ausübung der Mitwirkungsrechte. 

Dieser Newsletter soll als Übersicht über die wich-

tigsten Rechte der Aktionäre dienen, ohne dass 

diese jedoch vollständig dargestellt werden. 

B.  MITWIRKUNGSRECHTE 

1. Recht auf Einberufung einer Generalver-

sammlung und Recht auf Traktandierung 

Aktionäre, die Aktien im Nennwert von 1 Million oder 

10% des Aktienkapitals vertreten, können die Einbe-

rufung einer ausserordentlichen Generalversamm-

lung und/oder die Traktandierung eines Verhand-

lungsgegenstandes verlangen. Falls der Verwal-

tungsrat dem Begehren eines Aktionärs nicht ent-

spricht, kann die Einberufung und Traktandierung 

vom Gericht im summarischen Verfahren verlangt 

werden. 

2. Recht auf Teilnahme an der Generalver-

sammlung 

Der Aktionär hat sein Stimmrecht in der Generalver-

sammlung auszuüben. Er ist deshalb berechtigt, an 

der Generalversammlung teilzunehmen oder sich 

durch eine andere Person vertreten zu lassen, wel-

che in seinem Namen abstimmen kann (Art. 689, 

689a OR).  

Der Aktionär hat zudem das Recht, sich an der Ge-

neralversammlung zu den traktandierten Verhand-

lungsgegenständen zu äussern. 

3. Stimmrecht 

Das bedeutendste Mitwirkungsrecht des Aktionärs 

ist sein Stimmrecht (Art. 692 OR). Dieses hat er in 

der Generalversammlung nach Verhältnis des ge-

samten Nennwerts der ihm gehörenden Aktien aus-

zuüben. Jeder Aktionär hat, auch wenn er nur eine 

Aktie besitzt, mindestens eine Stimme. Je mehr Ak-

tien ein Aktionär besitzt, umso grösser ist der Ein-

fluss des einzelnen Aktionärs auf die Abstimmungen 

der Generalversammlung. 

Die Statuten können vorsehen, dass Aktien mit un-

terschiedlichen Nennwerten bestehen, alle Aktien 



 

 

 
Legal Briefing Februar 2018 2 | 4 

aber die gleiche Stimmkraft besitzen (sog. Stimm-

rechtsaktien, Art. 693 OR). 

4. Recht auf Einladung und Bekanntgabe der 

Verhandlungsgegenstände der Generalver-

sammlung 

Die Einladung für die Generalversammlung ist dem 

Aktionär spätestens 20 Tage vor dem Versamm-

lungstag zuzustellen oder im Schweizerischen Han-

delsamtsblatt zu publizieren. In der Einladung sind 

die Verhandlungsgegenstände und die Anträge des 

Verwaltungsrates und der Aktionäre bekanntzuge-

ben (Art. 700 OR). Mit dieser Vorschrift wird sicher-

gestellt, dass der Aktionär genügend Zeit zur Vorbe-

reitung der Abstimmungsgegenstände hat. 

An der Generalversammlung selber kann über Ge-

genstände, die nicht mindestens 20 Tage vor dem 

Versammlungstag angekündigt wurden, nicht abge-

stimmt werden. Ausnahme ist der Antrag auf Durch-

führung einer Sonderprüfung, auf Einberufung einer 

ausserordentlichen Generalversammlung oder ein 

Antrag auf Wahl einer Revisionsstelle (Art. 700 Abs. 

3 OR). 

An der Universalversammlung, d.h. der Versamm-

lung aller Aktionäre (oder deren Vertreter), kann über 

sämtliche Gegenstände ohne vorgängige Traktan-

dierung beschlossen werden, sofern sämtliche Akti-

onäre bzw. deren Vertreter einverstanden sind. 

C. VERMÖGENSRECHTE 

Als Vermögensrechte stehen den Aktionären fol-

gende Rechte zu: Dividendenrecht und Recht auf Li-

quidationserlös (Art. 660 Abs. 1 OR), evtl. Recht auf 

Bauzinse (Art. 676 OR), evtl. Recht auf Benutzung 

der gesellschaftlichen Anlagen und generell das 

Recht auf Gewinnstrebigkeit.  

D. INFORMATIONS- UND SCHUTZRECHTE 

DES AKTIONÄRS  

1. Recht auf Einsicht in den Geschäftsbericht 

und Recht auf Auskunft 

Ein Aktionär hat Anspruch auf Einsicht in den Ge-

schäftsbericht (Art. 696 Abs. 1 OR). Dieser umfasst 

die Jahresrechnung, die Bilanz, die Erfolgsrechnung 

und deren Anhang sowie den Revisionsbericht. 

2. Auskunftsrechte 

Die Aktionäre können an der Generalversammlung 

vom Verwaltungsrat Auskunft über die Angelegen-

heiten der Gesellschaft verlangen, soweit diese für 

die Ausübung ihrer Rechte in der Generalversamm-

lung, insbesondere des Stimmrechts, erforderlich 

sind (Art. 697 OR). Dieses Auskunftsrecht betrifft In-

formationen, die nicht aus der Jahresrechnung, der 

Bilanz, der Erfolgsrechnung oder dem Anhang her-

vorgehen. 

Aktionäre können Angaben über Gesellschaftstätig-

keiten verlangen, soweit sie in einem sachlichen Zu-

sammenhang mit traktandierten Abstimmungsge-

genständen stehen und zur aufgeklärten Beschluss-

fassung notwendig sind. Die Erforderlichkeit der In-

formationen zur Ausübung des Stimmrechts bemisst 

sich nach den Bedürfnissen eines vernünftigen 

Durchschnittsaktionärs. 

Die Geschäftsbücher und die Korrespondenz gehö-

ren nicht zu den für den Aktionär zwingend einseh-

baren Unterlagen. In diese Kategorie gehören auch 

alle weiteren schriftlichen Unterlagen, die sich bei 

der Gesellschaft befinden. Die Begriffe „Geschäfts-

bücher“ und „Korrespondenz“ sind im Zweifel exten-

siv auszulegen, womit das Recht auf Einsicht des 

einzelnen Aktionärs entfällt. Der Aktionär kann je-

doch den Verwaltungsrat um Auskunft über einzelne 

Dokumente ersuchen. 

Der Verwaltungsrat muss in pflichtgemässer Aus-

übung des Ermessens entscheiden, ob die Auskunft 

zu erteilen ist. Dabei sind die Geschäftsgeheimnisse 

der Gesellschaft zu wahren. D.h. falls Geschäftsge-

heimnisse tangiert sind, ist das Informationsrecht 

vom Verwaltungsrat zu verweigern. Dabei ist zu be-

achten, dass alle Aktionäre gleich zu behandeln 

sind. Falls also ein Aktionär Einsicht erhält, ist die 

Einsicht auch den anderen Aktionären zu gewähren. 

Es muss berücksichtigt werden, dass Aktionäre im 

Gegensatz zum Verwaltungsrat keine Treuepflicht 

gegenüber der Gesellschaft haben. Der Verwal-

tungsrat hingegen hat gegenüber der Gesellschaft 

eine Treuepflicht und er hat die Interessen der Ge-

sellschaft – darunter die Geschäftsgeheimnisse – zu 

wahren. Verletzt der Verwaltungsrat die Treuepflicht, 

indem er die Geschäftsgeheimnisse preisgibt, wird 

er  schadenersatzpflichtig. 

Falls der Verwaltungsrat einem Aktionär das Ein-

sichtsrecht in die Geschäftsbücher und Korrespon-

denz gewährt, umfasst dies nur die Einsicht in die 
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Unterlagen der Gesellschaft und nicht auch die Her-

ausgabe oder Zustellung von Kopien. Die Einsicht-

nehmenden müssen sich jedoch Notizen machen 

können. 

Auskunftsbegehren wider Treu und Glauben, z.B. in 

der Absicht der Gesellschaft zu schaden oder Infor-

mationen für die Konkurrenz erhältlich zu machen, 

sind rechtsmissbräuchlich und können unbeantwor-

tet bleiben. Der anfragende Aktionär muss allerdings 

sein Interesse an der Information nicht belegen, son-

dern das auskunftsverweigernde Organ hat die 

Missbrauchsabsicht nachzuweisen. Sofern das Aus-

kunftsrecht lediglich geltend gemacht wird, um den 

Verwaltungsrat zu destabilisieren, ist dies rechts-

missbräuchlich, weshalb es nicht gewährt werden 

muss. 

Schranken des Auskunftsanspruches sind die Ge-

schäftsgeheimnisse und andere schutzwürdige Inte-

ressen der Gesellschaft.  

3. Sonderprüfung 

Auch ohne vorgängige Traktandierung kann jeder 

Aktionär an der Generalversammlung die Durchfüh-

rung einer Sonderprüfung verlangen (Art. 697a ff. 

OR).  

Bei der Sonderprüfung handelt es sich um eine Un-

tersuchung eines bestimmten Sachverhaltes durch 

einen unabhängigen Sachverständigen. 

Voraussetzung ist, dass der Aktionär vorher bereits 

sein Recht auf Auskunft und Einsicht (vgl. vorste-

hend Ziff. D.1.) geltend gemacht hat, dies jedoch ver-

weigert worden ist oder die erhaltenen Informationen 

nicht ausreichten, um den Sachverhalt zu beurteilen 

und das Stimmrecht auszuüben. 

Der Generalversammlung steht es jedoch frei, den 

Antrag auf Durchführung einer Sonderprüfung mit 

der Mehrheit der vertretenen Stimmen abzulehnen. 

Falls die Generalversammlung den Antrag ablehnt, 

können Aktionäre, die mindestens 10% des Aktien-

kapitals oder Aktien im Nennwert von 2 Millionen 

Franken vertreten, innert dreier Monate den Richter 

ersuchen, einen Sonderprüfer einzusetzen.  

Der gesuchstellende Aktionär hat darauf zu achten, 

dass sein Einsichts- und Auskunftsgesuch im Proto-

koll der Generalversammlung festgehalten wird und 

auf Korrektur allfälliger Fehler zu insistieren. Der 

Richter wird das Gesuch um Einleitung einer Son-

derprüfung nur gewähren, wenn der gesuchstel-

lende Aktionär darlegen kann, dass er von seinen 

Einsichts- und Auskunftsrechten bereits Gebrauch 

gemacht hat. Als Beweis dafür dient das Protokoll. 

Im Weiteren muss der Aktionär glaubhaft darlegen, 

dass der Verwaltungsrat Gesetz oder Statuten ver-

letzt und damit die Gesellschaft geschädigt hat. Die 

Schwelle des Glaubhaftmachens darf dabei vom 

Richter nicht allzu hoch angesetzt werden, weil die 

Aktionäre in der Regel über keine Beweise verfügen 

und gerade deswegen die Sonderprüfung verlangen. 

Der Aktionär muss im Gesuch aber einen Zusam-

menhang zwischen den anvisierten Aktionärsrech-

ten und dem Thema der beantragten Untersuchung 

glaubhaft machen. 

Ein Gesuch um Sonderprüfung muss sich auf einen 

bestimmten Sachverhalt bzw. Schadensfall bezie-

hen. Das Gericht wird ein Ersuchen, um Anordnung 

einer Sonderprüfung nur gewähren, wenn der Ge-

suchsteller präzise darlegt, welcher konkrete Sach-

verhalt bzw. Schadensfall untersucht werden soll. 

Bei zu pauschal formulierten Anfragen, wird das Ge-

richt die Einsetzung eines Sonderprüfers verwei-

gern. Die Sonderprüfung kann nicht missbraucht 

werden, um allgemeine Einsicht in die Geschäftsge-

heimnisse der Gesellschaft zu erlangen. 

E. KLAGERECHTE BEI GENERALVER-

SAMMLUNGSBESCHLÜSSEN, WELCHE 

GESETZ ODER STATUTEN VERLETZEN 

Falls ein Beschluss der Generalversammlung unter 

Verletzung von Gesetz oder Statuten Rechte von Ak-

tionären beeinträchtigt, oder falls ein Beschluss der 

Mehrheit der Aktionäre nicht im Interesse der Gesell-

schaft liegende Ziele verfolgt, so kann jeder Aktionär 

den Beschluss vor Gericht anfechten (Art. 706 OR).  

Zur Anfechtung eines Generalversammlungbe-

schlusses ist jeder Aktionär berechtigt, sofern er dem 

Beschluss nicht zugestimmt hat. Es ist deshalb zu 

empfehlen, dass ein Aktionär im Protokoll der Gene-

ralversammlung protokollieren lässt, dass er einem 

Beschluss nicht zugestimmt hat. Die Klage muss in-

nert zwei Monaten nach der Generalversammlung 

beim zuständigen Gericht am Sitz der Gesellschaft 

eingereicht werden (Art. 706a Abs. 1 OR). 

* * * 
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